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alem, das amerikanische Städt-
chen, in dem der Teufel umgeht,
wird zusehends von der Nacht
verschlungen. Je mehr Einwoh-

ner im Laufe des Theaterabends der
Hexerei beschuldigt, je mehr Unschuldi-
ge in den Kerker geworfen, je mehr
Todesurteile gesprochen werden, desto
mehr schwindet das Tageslicht um die
Stiftsruine in Bad Hersfeld, bis schließ-
lich der romanische Bau ganz in Dunkel-
heit eingehüllt ist. Diesen Übergang
vom Tag zur Nacht erlebt der Zuschauer
bei allen Aufführungen an diesem
Hauptspielort der Bad Hersfelder Fest-
spiele. Das Schwinden des Tageslichts
dramatisiert in Dieter Wedels Inszenie-
rung der „Hexenjagd“ zudem ganz natür-
lich die Verdunkelung der Köpfe und
Herzen in dieser verrückt gewordenen
Kleinstadt.

Arthur Miller hat seine Tragödie in
die frühe Neuzeit, in das Jahr 1692, ge-
legt. Gemeint hat der amerikanische
Dramatiker aber die Jagd auf echte oder
vermeintliche Kommunisten in der
McCarthy-Ära nach dem Zweiten Welt-
krieg. Regisseur Dieter Wedel siedelt da-
gegen seine „Hexenjagd“ im provinziel-
len Amerika der beginnenden dreißiger
Jahre an, in seiner Farmer-Küche lässt
John Proctor das Radio Swing-Musik
spielen, um sich von den Schuldgefühlen
wegen seines Ehebruchs abzulenken.
Zwingend erscheint diese Verlagerung
in die Zeit der beginnenden Großen De-
pression allerdings nicht.

Wedel hätte die teuflische Geschich-
te, in der eine ganze Stadt in einen Kreis-
lauf der Denunziation und Selbstbezich-
tigung verfällt und immer neue Ver-
hexungen entdeckt werden, auch in die
Jetztzeit verlegen können oder in irgend-
eine andere Zeit, denn die „Hexenjagd“
handelt von einem universellen Phäno-
men. Die Aufteilung der Welt in Gute
und Böse, Gläubige und Ungläubige, An-
hänger und Gegner funktionierte im
Nationalsozialismus nicht anders als im
Kalten Krieg oder heute etwa bei den
Rechtspopulisten und dem IS. Tatsäch-
lich kommen einem unwillkürlich die
Pegida-Demonstrationen in den Sinn,
wenn die Rückwand von Proctors Farm-
haus plötzlich zusammenbricht und da-
hinter drohend eine Menschenmenge er-
scheint mit Transparenten wie „Weg mit
der Hexerei“ oder „Schützt Salem“.

Reißerisch gibt Wedel denn auch dem
Stück den Untertitel „. . . und morgen
sind vielleicht Sie dran!“ Der neue Inten-
dant, der im vergangenen Jahr kurzfris-
tig für den von der Stadt gekündigten

Vorgänger Holk Freytag eingesprungen
war, besitzt ein großes Talent, Aufmerk-
samkeit zu erwecken. Deutschlands be-
rühmtester Fernsehregisseur, der einst
mit Mehrteilern wie „Der Schatten-
mann“ ein großes Publikum erreichte,
hat in den anderthalb Jahren seiner In-
tendanz schon mehr Interesse für die
Bad Hersfelder Festspiele wecken kön-
nen und mehr Reformen durchgesetzt,
als ein halbes Dutzend Intendanten vor
ihm.

Wedels Rezept für das altehrwürdige
Theaterfestival, das vom Land Hessen
stark gefördert wird, lautet: große Na-
men aus Film und Fernsehen. Für „He-
xenjagd“ hat er denn auch zahlreiche
Stars, die ein Massenpublikum vom Bild-
schirm her kennt, engagiert: André Ei-
sermann, Horst Janson, Brigitte Gro-
thum oder Hans Diehl. Ein besonderer
Glücksgriff ist Richy Müller, allseits be-
liebt als Stuttgarter Tatort-Kommissar.
Wie der Kopfgeldjäger aus einem Wes-
tern fährt er als schwarzgekleideter
Pastor Hale auf einem Motor-Dreirad in
Salem ein, um Hexen zu entlarven. Als
Chirurg des Irrsinns weiß er, dass der
Teufel präzise und genau ist und nur
studierte Spezialisten wie er die Spuren

seines bösen Werks zu entdecken ver-
mögen. In manchen Momenten erinner-
te Müllers zwischen Rationalität und
Wahnsinn changierendes Spiel an die
Darstellungskunst des Hollywood-Stars
Christoph Waltz.

Wer befürchtete, Fernsehgrößen
könnten kein Theater spielen, wird in
dieser Inszenierung angenehm ent-
täuscht. Elisabeth Lanz, die sonst als
Serien-Tierärztin Dr. Mertens unter-
wegs ist, gibt der Elisabeth Proctor im
letzten Zusammentreffen mit ihrem
Mann John, bevor sich um dessen Hals
die Schlinge legt, tragische Größe. Chris-
tian Nickel, der sich eher als Bühnen-
schauspieler einen Namen gemacht hat,
spielt eindrucksvoll den zwischen sexuel-
len Begierden und Rechtschaffenheit
hin- und hergerissenen John Proctor.
Auffällig agierte auch André Hennicke,
der als Richter Thomas Danforth eine
fast schmerzhafte Gefährlichkeit aus-
strahlte.

Weil in der Stiftsruine wenig Theater-
technik zur Verfügung steht, können die
Theatermacher keine großen Effekte
herbeizaubern. Dieser Spielort lebt von
der gewaltigen Architektur, den die Be-
nediktinermönche aus dem elften Jahr-

hundert als die wahren Hersfelder Büh-
nenmeister hinterlassen haben. Zum ers-
ten Mal in mehr als sechs Jahrzehnten
Festspielgeschichte bringt Wedel aber
moderne Videotechnik zum Einsatz. Er
macht die elektronische Leinwand sogar
zum Mitspieler. Von dort aus kommen-
tiert Jasmin Tabatabai als versoffene Sa-
rah Good immer wieder spöttisch oder
angewidert das mörderische Geschehen
in Salem und dessen Akteure. Manch-
mal tritt sie als Filmfigur sogar mit den
Bühnendarstellern in einen Dialog. Das
ist keine neue Theatererfindung We-
dels, aber der Kunstgriff funktioniert
bei ihm besonders gut.

Zudem übernimmt die Videolein-
wand den Part eines Erzählers, der dem
Zuschauer die zum Verständnis nötigen
Informationen gibt. Als Fernsehregis-
seur kann es Dieter Wedel nicht lassen,
die eine oder andere Stelle aus Millers
Tragödie in einer kurzen Filmszene be-
wegt zu inszenieren. Film und Theater
gehen dabei nahtlos ineinander über.
Nach dieser ansprechenden und an vie-
len Stellen packenden Inszenierung
heißt es für die traditionsreichen Fest-
spiele: Die Strahlen des Wedel vertrei-
ben die Nacht.  HANS RIEBSAMEN

Dass einer Großen Koalition das rechte
Maß fehlt, kann kaum überraschen, denn
die oppositionellen Kräfte sind wenige
und angesichts der satten Mehrheit leicht
zu ignorieren. Entsprechend maßlos
kommt ein Gesetzespaket daher, das letz-
te Woche mit den Stimmen der Großkoali-
tionäre beschlossen wurde: das Gesetz
zum besseren Informationsaustausch bei
der Bekämpfung des Terrorismus.

Der Name verschleiert, um was es bei
dem Maßnahmenpaket geht: Die gesetz-
lichen Schranken für die Geheimdienste
fallen weiter und werden durch Geheim-
verträge zwischen den Agenten-Chefs er-
setzt. Im Amtsdeutsch wird das als „Er-
richtung gemeinsamer Dateien mit aus-
ländischen Nachrichtendiensten“ bezeich-
net. Tritt das Gesetz in Kraft, darf sich
der Inlandsgeheimdienst ganz offiziell an
Datenhalden fremder Dienste gütlich tun
und Informationen teilen. Die Details re-
geln geheime Abmachungen.

Zeitgleich wird das Telekommunika-
tionsgesetz abgeändert, so dass die Daten
der Käufer der mehr als sechzehn Millio-
nen SIM-Karten für Mobiltelefone, die in
Deutschland pro Jahr ohne Vertrag ver-
kauft werden, demnächst mit Identitäts-
dokumenten abgeglichen werden müs-
sen. Die Informationen sind jeweils zu
speichern und sicher zu verwahren, falls
ein behördlicher „Bedarfsträger“ einen
Blick darauf werfen möchte. Was dieser
nutzlose Unsinn kosten soll, kann das
Innenministerium übrigens leider „nicht
konkret abschätzen“. Aber wer die Kos-
ten dafür tragen wird, dürfte dem geneig-
ten Leser auch so klar sein.

Das Ziel, grundsätzlich keine anonyme
Kommunikation mehr dulden zu wollen
und jeden Kommunikationsteilnehmer
als potentiell Verdächtigen zu behandeln,

hat das neue „Anti-Terror-Paket“ mit
einem halben Dutzend vorangegangener
Gesetze gemein, allen voran die Vorats-
datenspeicherung. Innenminister de Mai-
zière verkauft den neuen Zwang zum Aus-
weisen beim SIM-Kartenkauf als eine Art
Gleichberechtigungsmaßnahme: „Es
kann nicht richtig sein, dass, wenn einer
sich ein Smartphone kauft, wenn einer
sich umfangreich anmeldet bei einem Te-
lekommunikationsdienstleister, dass er
dann sozusagen ermöglicht, dass gegen
ihn wegen Straftaten ermittelt wird, und
wenn einer ein Prepaid-Handy in der Dro-
gerie kauft, er dazu beiträgt, dass gegen
ihn nicht ermittelt werden kann.“

Die krude Logik des Ministers insinu-
iert, man würde beim Abschluss eines Mo-
bilfunkvertrages quasi einwilligen, bei Er-
mittlungen zu kooperieren, während man
als Prepaid-Käufer seine SIM-Karte pri-
mär in unlauterer Absicht erwirbt. In
Wahrheit schließen die Käufer ihren Ver-
trag mit einem Telekommunikationsun-
ternehmen ab, weil sie eine Dienstleis-
tung wollen. Dass der Staat die Heraus-
gabe dieser Daten verlangen kann, wenn
sie vorliegen, ist aber noch lange keine Be-
gründung für das anlasslose Festhalten
an anderer Stelle.

Doch nicht nur der Inhalt des Geset-
zes, auch das parlamentarische Vorgehen
ist symptomatisch für eine Koalition mit
zunehmender Arroganz. Als in der Bera-
tung des Gesetzespakets als Sachverstän-
dige mit Verfassungsschutzpräsident
Hans-Georg Maaßen, Bundespolizei-
Chef Dieter Romann und BKA-Präsident
Holger Münch allein die Begünstigten
der gesetzlichen Überwachungsauswei-
tung gehört werden sollten, erschien das
dem Innenpolitiker und Sozialdemokra-
ten Burkhard Lischka „ausgewogen“.

Der Opposition aber platzte ob der
Unausgewogenheit der Kragen, sie ver-
ließ den Saal. Dem Parlamentarischen In-
nen-Staatssekretär und Christdemokra-
ten Günter Krings entfuhr daraufhin die
entlarvende Frage: „Brauchen wir die?“
Gemeint waren nicht etwa die Behörden-
chefs, deren „Her damit!“-Stellungnah-
men erwartbar waren, sondern die kleine
Gruppe Abgeordneter, die nicht Teil der
übergroßen Koalition ist. Und so wurde
es gemacht: Man setzte das Abnicken des
Gesetzespakets ohne die paar linken und
grünen Ausschussmitglieder fort.

Am gleichen Tag, als der Deutsche Bun-
destag sein neues „Anti-Terror-Paket“ be-
schloss, brachte auch die russische Duma
ihre Anti-Terror-Gesetzgebung auf den
Weg. Man pochte selbstverständlich eben-
falls darauf, dass es nur gegen Terroris-
mus und schwere Verbrechen gehe. Doch
die Russen zogen nur nach, was die deut-
sche Große Koalition bereits ins Gesetz
gegossen hat: eine verdachtslose Vorrats-
datenspeicherung der Telekommunika-
tionsdaten. Moskau legte aber noch eins
drauf: Auch Inhaltsdaten sollen sechs Mo-
nate lang gespeichert werden.

Zwar protestierten auch in Russland
die Telekommunikations-Provider mit-
samt der Wirtschaft und den Bürgerrecht-
lern, aber Europa oder Deutschland kön-
nen als Vorbild für die Achtung des Fern-
meldegeheimnisses und des Rechts auf
Privatsphäre nicht mehr herangezogen

werden. Während zu Zeiten des Kalten
Kriegs der Westen viel Wert auf das Zur-
schaustellen seiner Freiheiten als vorbild-
liche Alternative legte, verwischen die
Unterschiede zur russischen Demokratur
zumindest auf der rechtlich-formalen
Ebene.

Die zeitgleiche Initiative zur Schaffung
einer eigenen deutschen Behörde na-
mens Zitis für den organisierten und sys-
tematischen Angriff auf Verschlüsse-
lungssysteme passt da ins Bild. Zwar ist
es einerseits begrüßenswert, dass man
von den Forderungen nach Hintertüren
in Krypto-Produkten endgültig abgekom-
men zu sein scheint und stattdessen nun
das technische Wettrüsten einleiten will.
Andererseits ist die dahinterstehende
Geisteshaltung – es soll keinen Bereich
geben, in den Polizei und Geheimdienste
nicht hineinlauschen können – alles ande-
re als freiheitlich.

Das rechte Maß scheint im Anti-
Terror-Kampf durchweg verlorengegan-
gen zu sein: In den Vereinigten Staaten
diskutiert man gerade ernsthaft, ob man
nicht alle einreisenden Ausländer ver-
pflichtet, ihre Social-Media-Profile kund-
zutun, um Aktivitäten und Kommunika-
tionspartner durchleuchten zu können.
Offenbar reichen die jeweils abzugeben-
den Fingerabdrücke, biometrischen
Gesichtsbilder, der Vorab-Datenbanken-
durchlauf und das möglichst unfreund-
liche Einreise-Interview noch nicht. Den
deutschen Verfassungsschutz könnte die
amerikanische Idee zur Speicherung der
Social-Media-Daten aber freuen, darf er
doch demnächst ganz offiziell in den Da-
tenbanken befreundeter Geheimdienste
wildern und so mittelbar die flächen-
deckende technische Überwachung mit-
nutzen. CONSTANZE KURZ

AUS DEM
MASCHINEN

RAUM

Fernsehstars als Bühnenkoryphäen

In Zeiten der Übergroßen Koalition
Immer noch eins drauflegen: Die Terrorismusbekämpfung muss für ständig vermehrte Kontrolle herhalten

Schmutzig geht es zu in Dieter Wedels Salem: Motsi Mabuse als der Hexerei bezichtigte Hausangestellte  Foto Klaus Lefebvre
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Die Stiftsruine von
Bad Hersfeld strahlt im
Glanz der Prominenz:
Dieter Wedel bringt
die Festspiele wieder
ins Gespräch und
aktualisiert Arthur
Millers klassisches
Drama „Hexenjagd“.

Zum Beitrag von Katrin Göring-Eckardt
„Für einen sozialen Aufbruch“ (F.A.Z.,
„Fremde Federn“ vom 17. Juni): Mit dem
Satz „Weil Studierende dann nicht mehr
nur aus Akademikerfamilien kommen,
. . .“ behauptet Frau Göring-Eckardt allen
Ernstes, gegenwärtig studierten aus-
schließlich Kinder aus Akademikerfamili-
en (was auch immer sie unter einer „Aka-
demikerfamilie“ verstehen mag). Das ist
eine so grobe Unwahrheit, dass sich die
Verfasserin insgesamt unglaubwürdig
macht. Schon zu einer Zeit, als es Frau

Göring-Eckardt und die Grünen noch gar
nicht gab – und es daher nach deren heuti-
gem Geschichtsbild weitaus „ungerech-
ter“ zugegangen sein müsste – studierten
an den deutschen Hochschulen bei wei-
tem nicht nur die Sprösslinge von Akade-
mikern.

Von den 17 Abiturienten meines Abi-
turjahrgangs (1954!) am Gymnasium ei-
ner Arbeiterstadt im Ruhrgebiet studier-
ten anschließend 16 – darunter nur 5, de-
ren Väter Akademiker waren.
DR. HANS-WERNER GIEFERS, KÖLN

Zum Wirtschaftsleitartikel von Dietrich
Creutzburg „Was den Mindestlohn ge-
fährlich macht“ (F.A.Z. vom 20. Juni):
Seien Sie froh, dass Sie nicht für 8,80
Euro Stundenlohn arbeiten müssen. Mei-
nen Kollegen bleiben als Leiharbeiter in
„guten“ Monaten 1100 Euro netto (Voll-
zeit, Lager). Davon kann nach Abzug von
Miete und Fahrtkosten niemand vernünf-
tig leben, „aufstocken“ ist den meisten
meiner Kollegen nicht möglich.

Also: So wie man selbst behandelt wer-
den will, sollte man auch die anderen be-
handeln. Deshalb halte ich (nein, ich bin
kein Gewerkschaftsmitglied) 11 Euro
Mindestlohn für völlig angemessen.
STEFAN STEINERT, FRANKFURT AM MAIN

Zum „Standpunkt“ von Andrea Nahles
„Wir brauchen einen neuen sozialen Kom-
promiss“ (F.A.Z. vom 21. Juni): Frau Nah-
les hat wie viele Sozialdemokraten und
die Linke das ursprüngliche Konzept der
Sozialen Marktwirtschaft nicht verstan-
den. Die Soziale Marktwirtschaft ist sozi-
al, weil sie als Marktwirtschaft aufgrund
einer bestimmten Ordnung funktioniert
(Ordoliberalismus). Sie wird nicht durch
zusätzliche Regulierungen sozial. Analog
den Militärs, die immer die Verteidigungs-
lücken aufdeckten, agieren die sozial En-
gagierten. Sie finden immer neue Gerech-
tigkeitslücken, für die sie neue Regulie-
rungen ersinnen.
DR. WILHELM HOPF, MÜNSTER

Briefe an die Herausgeber

Zu „Unter Freunden“ (F.A.Z. vom 9.
Juni): Flüchtlinge und Vertriebene sind
zwei völlig verschiedene Begriffe und
ganz verschiedene Schicksale. Wir schrei-
en alle „Zeter und Mordio“ wegen der
Flüchtlinge und Vertriebenen. „Es sind
zu viele! Die werden nie integriert!
Deutschland wird islamistisch! Wir im-
portieren Terroristen! Und Schuld ist
Frau Merkel! Die hat ja die Flüchtlinge
und Vertriebenen alle gerufen und einge-
laden, nach Deutschland zu kommen!“

Ja, aber so einfach ist es nicht. Eine
Million Flüchtlinge in Deutschland, aber
sechzehn Millionen Flüchtlinge und Ver-
triebene kamen aus den ehemaligen deut-
schen Ostgebieten, aus Schlesien, Ost-
preußen, Westpreußen, Ostbrandenburg
und so weiter, und die waren nicht immer
willkommen. Und sie kamen in ein zer-
trümmertes, verelendetes Deutschland.

Meine Tante lebte mit fünf Kindern in
Ostbrandenburg in Landsberg an der
Warthe. Ihren Ehemann hatten die Rus-
sen verschleppt und in einem Gefange-
nenlager in Kurland ermordet. Eines Ta-
ges, Anfang Mai 1945, standen zwei pol-
nische kommunistische Soldaten vor ih-
rer Tür und warfen sie mit ihren Kindern
aus dem Haus. Mit einem kleinen Hand-
wägelchen und den fünf Kindern begab

sie sich auf die Flucht nach Berlin. Einer
meiner Cousins war schwer zuckerkrank,
und ein russischer Militärarzt gab ihm In-
sulin. Unterwegs und nachts hörten sie
die gellenden Schreie der von den Russen
vergewaltigten Frauen und Mädchen. Vie-
le begingen Selbstmord. Aus Angst vor
den Russen versteckten sie sich nachts
auf Friedhöfen und legten sich in ausge-
hobene Gräber.

Schließlich gelang ihnen die Flucht
nach Berlin und später zu meiner Tante
nach Freiburg im Breisgau (französische
Zone). Dort in Freiburg am Fuße des Lo-
rettoberges trafen sie den Dichter und
Philosophen Reinhold Schneider
(1903–1958). Dem erzählten sie ihre Ge-
schichte. Er schrieb darüber ein Epos mit
dem Titel „Die sich in den Gräbern ver-
bargen“. Darüber hielt er einen ergreifen-
den, sehr tief berührenden Vortrag 1956
in der Universität in Freiburg im Breis-
gau, den ich damals als Jurastudent hör-
te. Der Vortrag wurde in fünf Hörsäle
übertragen, so viele Besucher waren ge-
kommen, ihn zu hören. Danach hatten
viele Menschen Tränen in den Augen. Sie
waren zutiefst ergriffen. Meine Tante
und ihre Kinder sagten später immer:
„Wir sind keine Flüchtlinge, wir sind Ver-
triebene!“
KLAUS SCHIKORSKI, FRIEDRICHSTHAL

Man kann sich über die Weltsicht von Le-
serin Eva Maria Griese in ihrem Brief
„Fußballspiele im Westen, Kriegsspiele
im Osten“ in der F.A.Z. vom 21. Juni nur
wundern. Die amerikanische Politik hat,
besonders im Nahen Osten, viele Fehler
gemacht. Dazu zählen der Krieg im Irak
und die Beziehungen zu Saudi-Arabien.
Aber für die anderen Konflikte der Arabel-
lion in Tunesien, Libyen, Ägypten und Sy-
rien kann man die Vereinigten Staaten
wirklich nicht verantwortlich machen.
Dort haben sich die Vereinigten Staaten,
vielleicht mit Ausnahme Libyens, bewusst

zurückgehalten. Dass bei der Besetzung
der Krim kein Schuss gefallen ist, muss
man wohl vor allem den wenigen ukraini-
schen Kräften zuschreiben, die bei der
Überrumpelung durch eine Übermacht
von Soldaten ohne Nationalitäten-Kenn-
zeichen (!) von der Waffe keinen Ge-
brauch machten. Das Vorgehen Russlands
in der Ostukraine mit vielen Toten, in
Tschetschenien oder Georgien findet Lese-
rin Griese keiner Erwähnung wert. Weni-
ger Einseitigkeit und mehr Ausgewogen-
heit wären hier vonnöten gewesen!
DR. DIETER WAGNER, KELKHEIM

Zu Ihrem „Standpunkt“-Artikel „Staatsfi-
nanzen am Scheideweg“ von Ludger Schu-
knecht (F.A.Z. vom 16. Juni): Am Anfang
seiner Ausführungen stellt Schuknecht zu
Recht fest, dass die Konsolidierung der
Staatsfinanzen nach der Finanzkrise
2008/2009 in den meisten westlichen Län-
dern vorerst beendet ist und die meisten
internationalen Organisationen sowie
„manche Top-Ökonomen keynesiani-
scher Schule“ dies begrüßen. Zur Begrün-
dung, warum die Konsolidierung der
Staatshaushalte fortgesetzt werden müs-
se, führt Schuknecht unter anderem an,
es gäbe keine überzeugende Evidenz ei-
ner globalen Nachfragelücke oder Krise,
die einen globalen Stimulus erfordert. Da
hat er sicher recht, wenn er seine Aussage
nur auf die Gegenwart und vor allem auf
Deutschland bezieht. Berücksichtigt man
aber, dass angesichts der äußerst niedri-
gen Inflationsraten in den wichtigsten
westlichen Ländern die Gefahr einer welt-
weiten Deflation noch längst nicht ge-
bannt ist, dann ergibt sich ein ganz ande-
res Bild.

Schuknecht liegt aber richtig, wenn er
den Eindruck hat, dass sich die führenden
internationalen Organisationen und Top-
Ökonomen hierbei besonders gern auf
Deutschland einzuschießen scheinen.
Warum das so ist, wird einem klar, wenn
man die weiteren zum Teil sehr strittigen
Ausführungen des Autors liest. So spricht
er zum Beispiel immer wieder von Gesun-
dung der Staatsfinanzen, fiskalischer Tu-
gend, wachstumsfreundlicher Konsolidie-
rung, solider Staatsfinanzierung, Glaub-
würdigkeit der Finanzpolitik und so wei-
ter.

Das wirft die Frage auf, was ist eigent-
lich ein „gesunder“ Staatshaushalt, und
wann beginnt er zu erkranken? Wenn

man sich ansieht, wie manche Länder –
nicht nur Japan – mit einem Staatsschul-
den-Anteil am BNP von 150 Prozent und
mehr gar nicht so schlecht dastehen, so
hat man seine Zweifel, wo der kritische
Punkt liegt und ob dieses Kriterium über-
haupt brauchbar ist.

Meines Erachtens kann die Frage da-
her nicht lauten, ob ein Staatshaushalt ge-
sund ist oder nicht, sondern ob er im anti-
zyklischen Sinn konjunkturgerecht ist. Da-
mit ist gemeint, wie er zu den einzelnen
Phasen des Konjunkturzyklus’ passt.
Wenn zum Beispiel wie derzeit die Defla-
tionsgefahr sehr viel größer ist als die Ge-
fahr einer echten Inflation, dann muss
der Staat darauf eher mit einer expansi-
ven Ausgabenpolitik reagieren als mit ei-
ner „schwarzen Null“ oder gar mit einer
kontraktiven Sparpolitik.

Natürlich würde eine solche Finanzpoli-
tik nicht ankommen, denn die Deutschen
suchen bekanntlich unter jedem Kiesel-
stein die Inflation, um den ehemaligen
amerikanischen Außen- und späteren Fi-
nanzminister James Barker zu zitieren.
Damit wären wir beim Thema „Glaubwür-
digkeit“ der Finanzpolitik. Es ist klar,
dass die berühmte „schwäbische Haus-
frau“ oder ihr „Mann auf der Straße“ an-
ders über staatliche Schulden denken als
professionell ausgebildete Makroökono-
men. Für Erstere sind Schulden in aller
Regel von Übel, für Letztere in vielen Fäl-
len ein wichtiges Instrument, um darnie-
derliegenden Volkswirtschaften wieder
auf die Beine zu helfen. Die für unsere
Wirtschafts- und Finanzpolitik Verant-
wortlichen sollten daher weniger auf die
schwäbische Hausfrau und mehr auf quali-
fizierte Makroökonomen hören.
DR. EDGAR SCHUBERT,
MÖRFELDEN-WALLDORF
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